65594 Runkel, den 14. April 2010
Niederschrift

über die 43. ordentliche Sitzung der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel.

Zu der für heute, Mittwoch, den 14.04.2010, um 19.30 Uhr in den Sitzungssaal des Rathauses in Runkel einberufenen 43. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung, zu der ordnungsgemäß geladen war, sind erschienen:

Als stimmberechtigte Stadtverordnete:

	1. Armin Naß

2. Martin Belz

3. Horst Bender

4. Bernhard Brahm

5. Christoph Demel
6. Jürgen Arnold
7. Volker Rosbach
8. Frank Burggraf

9. Horst Christmann

10. Jörn Uhl
11. Dr. Gerhard Ruttmann
	12. Günter Gebhart

13. Margret Bergmeier
14. Hugo Schmidt

15. Wolfgang Falk
16. Arnold Nies
17. Michael Kilb
18. Wolfgang Ackermann
19. Dieter Beul

20. Hans-Karl Trog

21. Thomas Kuhlisch

22. Bernd Polomski

23. Lothar Burggraf




Seitens des Magistrates:

	1. Bürgermeister Friedhelm Bender
2. Michael Uhl
3. Theo Schmidt

4. Lothar Christl


	5. Wolf-Dirk Räbiger

6. Sabine Hemming

7. Gertrud Burggraf


Die Mitglieder wurden durch Einladung vom 08.04.2010 ordnungsgemäß einberufen. Die Ladung wurde am 09.04.2010 zugestellt. Zwischen dem Ladungs- und dem Sitzungstag lagen mehr als drei freie Tage. Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach stellt zu Beginn der Sitzung um 19.35 Uhr die Beschlussfähigkeit der 43. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung fest.

Entschuldigt fehlen seitens der CDU-Fraktion die Herren Stadtverordneten Manfred Hastrich, Bernd Eckert, Andreas Dorn und Frau Michaela Thomas, seitens der SPD-Fraktion fehlt  der Herr Stadtverordneter Eberhard Bremser, seitens der BL fehlt Herr Stadtverordneter Erhard Becker.

Seitens des Magistrats fehlt Herr Antonius Duchscherer.
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Tagesordnung:

Punkt 1
Anfragen an den Magistrat

Punkt 2
Verkauf städtischer Grundstücke;

hier:      Grundstück Gemarkung Dehrn, Flur 48, Flurstück 132, Größe 299 m²

Punkt 3

Verkauf städtischer Grundstücke;

hier:     Grundstück Gemarkung Steeden, Flur 5, Flurstück 52/22, Größe 470 m²

Punkt 4
Verkauf einer ca. 16 m² großen Teilfläche des städtischen Grundstücks Gemarkung Hofen,

Flur 3, Flurstück 125, Größe 148 m²

Punkt 5

Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplans für die Grundstücke Gemarkung

Ennerich, Flur 2, Flur 104/2, 104/5 und 105 mit paralleler Änderung des Flächennutzungsplans;

hier:      erneute Vorlage

Punkt 6

1. Änderung des rechtskräftigen Flächennutzungsplans der Stadt Runkel im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans „Nördlich des Ulmenweges / Südöstlich des Ahornweges“; 

hier:
Abwägungsbeschluss und Beschluss der Flächennutzungsplanänderung
Punkt7

Bebauungsplan „Lärmschutzwall TOU L 3063“;
hier:
Aufstellungsbeschluss zur Durchführung der ersten Änderung des Bebauungsplans
Punkt 8
Beschlussfassung über die zukünftige Bebauung des Bereiches „Kappesborder Berg“, Gemarkung Runkel;

hier:     Herr Bauausschuss-Vorsitzender Arnold wird in der Sitzung der

            Stadtverordnetenversammlung  aus der Bauausschusssitzung berichten und einen

            Beschlussvorschlag unterbreiten.

Punkt 9
Bauleitplanung der Stadt Runkel;
hier:    Beschluss zur Änderung des Flächennutzungsplans in den Bereichen „Auf dem See“

            in Dehrn, Gewerbegebiet „Kerkerbach“ in Steeden sowie im Bereich des Gewerbe-

            gebietes „Südlich der L 3020“ in Ennerich und Einleitung der Beteiligungsverfahren

    
gemäß § 3 Absatz 1, § 4 Absatz 1 und § 4 Absatz 2 BauGB;


Herr Bauausschuss-Vorsitzender Arnold wird in der Sitzung der Stadtverordneten-


versammlung berichten und einen Beschlussvorschlag unterbreiten. 
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Punkt 10

Bauleitplanung der Stadt Runkel;

Hier:    Aufstellungsbeschluss und Beschluss zur Durchführung der Beteiligungsverfahren 


gemäß § 3 Absatz 1, § 4 Absatz 1 und § 4 Absatz 2 BauGB für den Bereich des


Gewerbegebietes „Auf dem See“ im Stadtteil Dehrn;


Herr Bauausschuss-Vorsitzender Arnold wird in der Sitzung der Stadtverordneten-


versammlung berichten und einen Beschlussvorschlag unterbreiten.

Punkt 11
Zukünftige Organisationsstruktur des Abwasserverbandes Runkel-Villmar und des Kläranlagenbetriebsverbandes Ems- und Wörsbachtal;

hier:     Der HFA-Vorsitzende, Herr Gebhart, wird in der Sitzung der 

            Stadtverordnetenversammlung einen Beschlussvorschlag unterbreiten.

Punkt 12
Prüfung der Jahresrechnung für das Haushaltsjahr 2008;

hier:     Herr HFA-Vorsitzender Gebhart wird hierzu in der Sitzung der

            Stadtverordnetenversammlung aus der HFA-Sitzung berichten und einen

Beschlussvorschlag unterbreiten.

Punkt 13
Genehmigung der Niederschrift vom 03.03.2010 

Punkt 14
Mitteilung des Magistrats

Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach begrüßt alle Teilnehmer zur 43. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel. Er begrüßt besonders die zahlreichen Gäste, sowie die beiden Vertreter der heimischen Presse. 

Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach stellt fest, dass die Tagesordnungspunkte mit den dazugehörigen Unterlagen an alle Teilnehmer zugegangen sind und fragt, ob es zur Tagesordnung Einwände oder Ergänzungen gibt.
Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach stellt Frau Butzbach vor, die in ihrer ersten Sitzung als Protokollantin tätig ist.
Tagesordnung:
Punkt 1

Anfragen an den Magistrat
Herr Bürgermeister Bender begrüßt alle Anwesenden.  Mit dem Datum vom 12.04.2010 stellt die CDU-Fraktion folgende Anfragen an den Magistrat. Herr Bürgermeister Bender verliest die Anfrage:
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Die CDU-Fraktion, Herr Naß, bittet folgende Anfragen in der Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 14.04.2010 zu beantworten:

In der Stadtverordnetenversammlung vom 03.03.2010 wurde in Zusammenhang mit dem Neubau des Feuerwehrgerätehauses Runkel-Schadeck der Grundsatzbeschluss zur Veräußerung des alten Gerätehauses in Schadeck und Abmietung des alten Gerätehauses in Runkel (Zehntscheune) gefasst.
1. Wird dieser Beschluss, trotz jüngster Zeitungsberichte, vom Magistrat weiterverfolgt?

2. Welche Kündigungsfrist ist bei der Abmietung der Zehntscheune laut Mietvertrag einzuhalten? 
Herr Bürgermeister Bender beantwortet die beiden Fragen wie folgt:

1. Die Veräußerung der Gebäude war Bestandteil des Beschlusses. Es war zwingende Voraussetzung für die Errichtung des neuen Feuerwehrgerätehauses, dass die beiden alten Feuerwehrhäuser in Runkel und in Schadeck verkauft werden, bzw. dass die Stadt Runkel aus dem Vertrag aussteigt.
2. Zu dem Punkt Mietzeit steht in dem gültigen Mietvertrag Folgendes geschrieben:
Der Mietvertrag wird auf 66 Jahre abgeschlossen. Das Mietverhältnis beginnt mit dem 1. Jan. 1979 und endet am 31. Dez. 2045. Wird der Mietvertrag nicht spätestens 12 Monate vor Ablauf der Mietzeit gekündigt, verlängert er sich jedes Mal um weitere 5 Jahre.

Die Kündigungsmöglichkeit lautet wie folgt: Die Vertragsparteien vereinbaren, dass nach der Hälfte der Laufzeit, also nach 33 Jahren, der Vertrag auf Antrag einer der beiden Parteien aufgehoben werden kann, wenn einer der beiden Parteien die Fortführung des Vertrages aus besonderen Gründen nicht zugemutet werden kann.

Der Vertrag ist am 28. Nov. 1978 geschlossen worden.

Auf die Anfrage der CDU-Fraktion bedeutet das, dass diese 33 Jahre, die Hälfte der Mietzeit, am 31.12.2012 abgelaufen sein werden. Gleichzeitig heißt das, dass die Stadt Runkel den Mietvertrag rechtzeitig kündigen muss. Wird der Mietvertrag nicht mindestens 12 Monate vor Ablauf der Mietzeit gekündigt, verlängert er sich. Die Stadt Runkel wird diesen Vertrag im Jahr 2011 kündigen. 

Herr Bürgermeister Bender fragt, ob es zu diesem Punkt noch Ergänzungen gibt. Zu diesem Punkt gab es keine weiteren Ergänzungen.

Herr Naß von der CDU-Fraktion hat Kenntnisnahme davon erhalten, dass zwei neue 400-€ Kräfte eingestellt worden sind, bzw. eingestellt werden sollen. Die Verwaltungsstelle in Dehrn soll durch eine 400-€ Kraft besetzt werden. Durch die Rückkehr von Frau Katrin Jung ab 01.03.2010 in die Stadtverwaltung Runkel, wird die frei werdende 400-€ Stelle im Tourismusbüro neu besetzt. Die CDU-Fraktion vertritt die Auffassung, dass durch die wiederholte Einstellung von 400-€ Kräften, der Stellenplan umgangen wird und damit die Rechte der Stadtverordnetenversammlung verkürzt werden. 
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Die Einstellung von 400 € Kräften belasten den Haushalt zum Teil auf Dauer, da es sich auch bei diesen Verträgen um reguläre Arbeitsverträge handelt. Falls, was nicht bekannt ist, befristete Verträge abgeschlossen wurden, findet auch in diesen Fällen das Teilzeit- und Befristungsgesetz Anwendung. Die CDU-Fraktion bittet daher um Mitteilung:

· Wie viele 400-€ Kräfte bei der Stadt Runkel derzeit eingesetzt sind?

· Mit welchen Aufgaben diese betraut sind?

· Über welche Haushaltsstelle werden die 400-€ Kräfte abgerechnet? 
Die CDU-Fraktion beantragt, diese Informationen in schriftlicher Form. Aufgrund der eingangs vertretenen Rechtsauffassung bittet die CDU-Fraktion die Frage der Rechtmäßigkeit der Einstellung von 400-€ Kräften, soweit diese nicht im Stellenplan des aktuellen Haushaltsplans verankert sind, von der Kommunalaufsicht begutachten und das Ergebnis den Fraktionen zukommen zu lassen. 
Herr Bürgermeister Bender erklärt, dass die Fragen nachvollziehbar sind und werden schnellstmöglich, evtl. bereits in der Stadtverordnetenversammlung im Mai beantwortet werden. 

Punkt 2

1) Verkauf städtischer Grundstücke;
     hier:      Grundstück Gemarkung Dehrn, Flur 48, Flurstück 132, Größe 299 m²

Die Verwaltungsvorlage liegt den Damen und Herren Stadtverordneten vor. Herr Stadtverordneter Rosbach fragt Herrn Bürgermeister Bender, ob es darüber hinaus noch weitere Anmerkungen gibt.
Herr Bürgermeister Bender erklärt, dass in Absatz 3, bei der Parzellenangabe ein Fehler unterlaufen ist. Es muss Parzelle 132 anstatt Parzelle 52/22 eingesetzt werden.

Herr Bürgermeister Bender erläutert, dass in der Antragstellung und in der Erläuterung zwei verschiedene Preise angegeben sind. Einmal der Quadratmeterpreis von 15 € und andererseits der Quadratmeterpreis von 7,67 €. Der Quadratmeterpreis von 7,67 € war der Richtpreis im Rahmen des Flurbereinigungsverfahrens für die Gartengrundstücke, die die Stadt Runkel angekauft hat. Für diesen Betrag sind die Gartengrundstücke  erworben worden.
Der Quadratmeterpreis von 15 € kommt zustande, da diese Fläche nicht als Gartenland Verwendung finden soll, sondern als Stellplätze für ein Unternehmen. Es wurden Verhandlungen geführt, dass diese zwei verschiedenen Preise, aufgrund von zwei verschiedenen Nutzungsarten, zur Abstimmung gestellt werden.

Herr Stadtverordneter Daniel fragt, ob durch vertragliche Regelung sichergestellt ist, dass die Vermessungskosten von den Käufern übernommen werden.
Herr Bürgermeister Bender teilt mit, dass von einem Teil der Käufer die Vermessungskosten übernommen werden. Vor Jahren ist eine Einfriedung vorgenommen worden, die den tatsächlichen Abmaßen nicht entsprechen. Hier lag ein Irrtum vor, und es kam zu anderen Absteckgrößen der Grundstücke, als tatsächlich vorliegend. Deshalb werden die Vermessungskosten von dem derzeitigen Eigentümer getragen, der im Besitz des eingefriedeten Grundstücks ist, d.h. für die Stadt gibt es keine zusätzlichen Kosten.
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Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt den Verkauf der  o.g. städtischen Grundstücke.

Abstimmung:


Einstimmig

2) Da das städtische Grundstück als Zuwegung für Unterhaltungsarbeiten für den
    angrenzenden Solmsbach genutzt werden kann, sind die Käufer, Eheleute Eickelmann,
    bereit, eine  Grunddienstbarkeit zugunsten der Stadt Runkel im Grundbuch eintragen zu
    lassen. 
Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt die Grunddienstbarkeit zugunsten der Stadt Runkel
Abstimmung:


Einstimmig  
Punkt 3

Verkauf städtischer Grundstücke;

hier:     Grundstück Gemarkung Steeden, Flur 5, Flurstück 52/22, Größe 470 m²

Herr Stadtverordneter Rosbach erklärt, dass es hier um mehrere Käufer geht;
Eheleute Scheu, Frau Fritz und Herr Grewe.

Herr Bürgermeister Bender erläutert, dass die Breite dieser Parzelle derzeit 3 m beträgt.

Der Ortsbeirat Steeden bittet um eine Verbreiterung des Weges. Die anfallenden Kosten,
sowie die Notariatskosten, werden von den Erwerbern getragen und nicht von der Stadt Runkel.

Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt den Verkauf der einzelnen Grundstücksteile an die o.g. Erwerber.
Abstimmung:


Einstimmig
Punkt 4
Verkauf einer ca. 16 m² großen Teilfläche des städtischen Grundstücks Gemarkung Hofen,

Flur 3, Flurstück 125, Größe 148 m²

Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach erklärt, dass das o.g. Grundstück von Herrn Rainer Trautz gekauft werden soll.

Herr Bürgermeister Bender erläutert, dass Bürger ihn angesprochen haben, daran zu denken, dass sich dort ein Entwässerungskanal befindet, der Abwässer des Schulgebäudes aufnimmt.
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Der Entwässerungskanal ist berücksichtigt worden. In den Beschlussvorschlag muss noch hinzugenommen werden, dass die Eintragung der Dienstbarkeit in den Vertrag erfolgt, weil sich dort der Entwässerungskanal befindet. 
Herr Stadtverordneter Kulisch fragt, warum der Preis mit  35,00 Euro/m² doppelt so hoch ist  als  in Dehrn (15 Euro/m²), obwohl die Grundstücke gleich genutzt werden sollen.
Herr Bürgermeister Bender erklärt, dass in Hofen ein anderer Quadratmeterpreis zugrunde liegt, was den Wert betrifft. Herr Kulisch ist nicht zufrieden mit dieser Antwort. 
Herr Bürgermeister Bender ergänzt, dass der vom Gutachterausschuss festgestellte Bodenwert

für den Stadtteil Hofen 35 €/m² beträgt, und er sich nicht über den Gutachterausschuss hinwegsetzen kann. Der Quadratmeterpreis in Dehrn ist von der Stadt Runkel festgelegt worden, weil es sich hier um eine Grünfläche handelt die im damaligen Flurbereinigungsverfahren mit 7,67 €/m² festgelegt wurde. Herr Kulisch fragt, wie die 15,- €/m² zustande kommen. Herr Bürgermeister Bender antwortet, dass der Quadratmeterpreis Verhandlungsbasis gewesen ist. Dieser Bereich ist ein Wohnbebauungsbereich. Deshalb kommt der erhöhte Betrag zustande.

Beschluss:

1) Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt den Verkauf der
    Städtischen Teilfläche von 16 m² des Grundstücks Gemarkung Hofen, Flur 3,
    Flurstück 125 an Herrn Trautz. Der Verkaufspreis beträgt Euro 35,00/m². 
   Sämtliche mit der Durchführung des Grundstückkaufvertrags anfallenden Kosten,

   einschließlich der notwendigen Teilungsvermessung, sind von Herrn Trautz zu tragen.

Abstimmung:


Einstimmig
2) Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt, dass der Kanalschacht

    durch eine Grunddienstbarkeit gesichert wird.
Abstimmung:


Einstimmig

Punkt 5

Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplans für die Grundstücke Gemarkung Ennerich, Flur 2, Flur 104/2, 104/5 und 105 mit paralleler Änderung des Flächennutzungsplans;

hier:     erneute Vorlage

1) Herr Bürgermeister Bender erläutert, dass im Magistrat der Stadt Runkel umfangreich über

    den Bebauungsplan gesprochen wurde. Die Änderung des Flächennutzungsplans der
    Grundstücke als Mischgebietsfläche bzw. Wohnen mit Hobbypferdehaltung als
    Sondergebiet, ist nach Rücksprache mit dem Regierungspräsidium Gießen
    genehmigungsfähig. 
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Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt eine Änderung des Flächennutzungsplans für den Bereich Ennerich, Hammerstraße, Flur 2, Flurstücke 104/2, 104/5 und 105 in eine Sonderbaufläche mit der Zweckbestimmung „Wohnen mit Hobbypferdehaltung“.

Abstimmung:


Einstimmig

2) Herr Stadtverordneter Rosbach fasst zusammen, dass die Aufstellung eines
    Vorhaben bezogenen Bebauungsplanes beschlossen werden soll. Das Verfahren zur
    Bebauungsplanänderung soll parallel zur Flächennutzungsplanänderung für den

    Bereich „Hammerstraße“ durchgeführt werden. Gleichzeitig soll auf der Grundlage
    des Vorentwurfes die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 (1) BauGB
    und die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange sowie der Behörden durchgeführt
    werden. Die im Bauleitplanverfahren anfallenden Kosten sind durch den Antragsteller zu

    tragen.
Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanes mit Erschließungsplan gem. § 12 BauGB für den Bereich „Hammerstraße“ Flur 2, Flurstück 102. 

Abstimmung:


Einstimmig
Punkt 6

1. Änderung des rechtskräftigen Flächennutzungsplans der Stadt Runkel im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans „Nördlich des Ulmenweges / Südöstlich des Ahornweges“; 

hier:
Abwägungsbeschluss und Beschluss der Flächennutzungsplanänderung
Herr Stadtverordneter Rosbach erklärt, dass die der Verwaltungsvorlage als Anlage beigefügten Abwägungsempfehlungen als Stellungnahmen der Stadt zu den eingegangenen Anregungen und Hinweisen beschlossen werden sollen. Die Abwägungsunterlagen sind Bestandteil des Beschlusses.

Die berührten Träger öffentlicher Belange, die Anregungen vorgebracht haben, werden von dem Abwägungsergebnis in Kenntnis gesetzt.

Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach bittet um zustimmenden Beschluss.

Beschluss:
a) Die Stadtverordnetenversammlung beschließt den Abwägungsbeschluss entsprechend der

    Verwaltungsvorlage. Die berührten Träger öffentlicher Belange sind von dem

    Abwägungsergebnis in Kenntnis zu setzen. Die Abwägungsunterlagen sind Bestandteil des 

    Beschlusses.
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b) Die vorliegende Flächennutzungsplanänderung für den Bereich „Nördlich des

    Ulmenweges / Südöstlich des Ahornweges“ wird beschlossen und die Begründung

    gebilligt. 

Abstimmung:

24 Ja-Stimmen

1 Enthaltung

c) Die Verwaltung wird beauftragt, für die Flächennutzungsplanänderung des
    betreffenden Bereichs „Nördlich des Ulmenwegs / Südöstlich des Ahornweges“ der 
    Stadt Runkel, Ortsteil Schadeck, die Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörde 

    gemäß § 6 Abs. 1 BauGB zu beantragen. Die Erteilung der Genehmigung ist alsdann  

    ortsüblich bekannt zu machen. Dabei ist auch  anzugeben, wo der Plan einschließlich der    

    Begründung während der Dienststunden  eingesehen und über den Inhalt Auskunft   

    gegeben werden kann.

d) Mit der ortsüblichen Bekanntmachung wird die Flächennutzungsplanänderung 

    gemäß §6 Abs. 5 Satz 2 BauGB wirksam
Abstimmung:

24 Ja-Stimmen

1 Enthaltung

Punkt 7

Bebauungsplan „Lärmschutzwall TOU L 3063“;
hier:
Aufstellungsbeschluss zur Durchführung der ersten Änderung des Bebauungsplans
Herr Bürgermeister Bender erläutert, dass er beim Aufstellungsbeschluss gefragt wurde, ob in den Kosten die Kosten für die Verlegung des Kanals enthalten wären. Die Verlegung des Kanals ist mittlerweile nicht mehr erforderlich. Das ist der Grund für den Änderungsantrag. Offenlegung, Beteiligung usw. dauert eine gewisse Zeit. Die bereits laufende Baumaßnahme verzögert sich dadurch nicht. 
Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt gemäß § 2 Absatz 1 BauGB die Aufstellung der 1. Änderung des Bebauungsplans „Lärmschutzwall TOU L 3063“ im Stadtteil Dehrn mit den Festsetzungen des § 9 BauGB. Der Magistrat wird beauftrag, das Bauleitplanverfahren einzuleiten und die notwendigen Beteiligungsverfahren der Öffentlichkeit, sowie der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange durchzuführen.

Abstimmung:

23 Ja-Stimmen


2 Nein-Stimmen
Punkt 8
Beschlussfassung über die zukünftige Bebauung des Bereiches „Kappesborder Berg“, Gemarkung Runkel;

hier:     Herr Bauausschuss-Vorsitzender Arnold wird in der Sitzung der

            Stadtverordnetenversammlung  aus der Bauausschusssitzung berichten und einen

            Beschlussvorschlag unterbreiten.
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Herr Bauausschuss-Vorsitzender Arnold berichtet aus der Bauausschusssitzung vom

25.03.2010. Es wurde darüber beraten, wie die weitere Vermarktung der noch verbleibenden Baugrundstücke am „Kappesborder Berg“ gestaltet werden soll. Es gibt hierzu 3 Varianten:

1. Interessierte Bürger können sich weiterhin an die Stadt Runkel wenden und die Bauanträge auf  Erwerb von Baugrundstücken werden über die Stadt Runkel gestellt. 

2. Das Büro Staudt stellte sich mit einer Konzeption vor, die einen Teil der in Rede stehenden Baugrundstücke betraf. Das Konzept sah Ein- und Zweifamilienwohnhäuser, sowie Mehrgenerationen-Häuser mit relativ dichter Bebauung vor. Dieses Konzept rief Bedenken bei den bereits angesiedelten Bürgern hervor. In der letzten Arbeitssitzung  stellte das Büro Pörtner und Gabb, Villmar eine Vermarktung der restlichen Baugrundstücke vor, wobei die Bürger, wie bisher, ein Grundstück kaufen können, um dort individuell zu bauen (nach den Vorgaben des Bebauungsplans). Die Herren Pörtner u. Gabb konzeptionieren auch eigene Häuser, die den besonderen topografischen Bedingungen am Kappesborder Berg gerecht werden. Über die spezielle Lage einiger Grundstücke wurde gesprochen. Die besondere Lage  bei ganz wenigen Grundstücken führt dazu, dass die Baulinien bzw. Traufhöhen (Bebaubarkeit) ein wenig verändert werden. Dieses Thema wurde im Bauausschuss eingehend diskutiert. Es wurde im Bauausschuss beschlossen, dass die Konzeption Pörtner und Gabb überzeugt, weil hier kein Widerstand der Bewohner erfolgte und dieses Konzept alle verbleibenden Grundstücke in eine Vermarktungsstrategie, die auch überregional laufen soll, mit einschließt. Da vor Kurzem eine neue Bewertung des Gutachterausschusses stattgefunden hat, und da die Bodenpreise, die in den letzten Jahren immer kontinuierlich hochgesetzt wurden, stagnieren und teilweise unter den festgesetzten Preisen liegen, wären entsprechende Preisnachlässe teilweise sinnvoll. Der derzeitige Baulandpreis in diesem Gebiet stellt ein Problem dar. Es wurde im Bauausschuss darüber gesprochen, ob entsprechende Abschläge vorgenommen werden können, die der Bauausschuss mit bis zu 15 %,

20 % oder 25 % angesetzt hat. Nach der Bauausschusssitzung war das Büro Pörtner und Gabb mit der Pressedarstellung unzufrieden. Es ist nicht nur eine Frage des Preises, sondern die Gesamtkonzeptionierung und ein Vermarktungskonzept zusammen mit der Stadt Runkel, betreffend Niedrigenergiehäuser, soll ausgearbeitet werden.

Herr Ausschussvorsitzender Arnold unterbreitet folgenden Beschlussvorschlag, der im Bauausschuss einstimmig beschlossen wurde:

Der Bau- und Umweltausschuss empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung, das Büro Pörtner und Gabb aus Villmar mit der weiteren Vermarktung der unbebauten Bauplätze in dem Baugebiet „Kappesborder Berg“ für die Dauer von 2 Jahren zu beauftragen. In den abzuschließenden Vertag soll eine Verlängerungsoption für ein weiteres Jahr aufgenommen werden. Sofern im Rahmen des von dem Büro vorgestellten Konzepts für einige Baugrundstücke eine Änderung der Traufhöhe 
und Abstandsflächen notwendig sein sollte, ist nach Möglichkeit mit Befreiung zu arbeiten. Die Stadtverordnetenversammlung soll den Magistrat ermächtigen, bei den Verhandlungen eine Reduzierung der Baulandpreise bis zu 15 %, 20 % bzw. 25 % entsprechend der durch das Büro Pörtner und Gabb vorgenommenen Katalogisierung vorzunehmen. Ein erster Zwischenbericht ist der Stadtverordnetenversammlung nach einem halben Jahr zu erstatten.
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Herr Bürgermeister Bender sagt ergänzend, dass, wenn dieser Beschluss heute so gefasst wird, die Reservierung der bisherigen Bauplätze hinfällig ist. Über diese Bauplätze kann in diesem Fall ab sofort verfügt werden.

Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt über die zukünftige Bebauung des Bereiches „Kappesborder Berg“ gemäß dem o.g. Beschlussvorschlag des Bau- und Umweltausschusses.

Abstimmung:


Einstimmig

Punkt 9:
Bauleitplanung der Stadt Runkel

hier:    Beschluss zur Änderung des Flächennutzungsplans in den Bereichen „Auf dem See“

            in Dehrn, Gewerbegebiet „Kerkerbach“ in Steeden sowie im Bereich des Gewerbe-

            gebietes „Südlich der L 3020“ in Ennerich und Einleitung der Beteiligungsverfahren

    
gemäß § 3 Absatz 1, § 4 Absatz 1 und § 4 Absatz 2 BauGB;

Herr Bauausschuss-Vorsitzender Arnold berichtet, dass ein Investor für das Gewerbegebiet „Auf dem See“ in Dehrn auf der letzten Arbeitssitzung ein Konzept vorgestellt hat. 1/3 dieser Fläche soll mit einem Autohof, einer Tankstelle und einer Rastanlage bebaut werden. Zusätzlich soll ein großes Werkstattgebäude (LKW-Hersteller) dorthin umgesiedelt werden. Es handelt sich um eine Fläche von fast 10 ha (98.000 m²). Die Stadt Runkel hat zwischenzeitlich mit dem Regierungspräsidium abgestimmt, dass dort ein Gewerbegebiet seitens der Stadt Runkel entstehen kann. Die Planungsbehörde macht zur Auflage, dass, wenn dort eine neue Fläche ausgewiesen wird, im Flächennutzungsplan vorhandene GE-Flächen der Stadt Runkel reduziert werden. Es handelt sich hierbei um die Fläche in Kerkerbach mit ca. 36.963 m² (Herrenwiese), mit einer Teilfläche von 4,4 ha, und in Ennerich um eine Gesamtfläche von etwas über 6 ha. Weiterhin gab es eine Anfrage, ob auf dem Gebiet „Auf dem See“ in Dehrn eine Biogasanlage entstehen sollte. Hierzu wurde dem Bauausschuss mitgeteilt, dass derzeit diese Pläne nicht verfolgt werden. Die Investorengruppe für das Gewerbegebiet „Auf dem See“ ist bereit, die Kosten für die Anbindung  und Erschließung dieser Fläche zu tragen, sodass der Stadt Runkel keine Kosten entstehen. Der Bauausschuss hat abgeklärt, dass die Dimension des Kanals mit entsprechenden Vorflutern ausgestattet, und das Rückhaltebecken auch für die Zukunft ausreichend sein wird, um dort anfallendes Schmutzwasser aufzunehmen. Eines der Hauptprobleme, die diskutiert wurden, waren die bisherigen Vermarktungsstrategien der Flächen „Herrenwiese“, sowie der Flächen in Ennerich. Diese Flächen werden aus der Beplanung herausgenommen. Die Flächen wurden bereits von der HLG angekauft, und müssen wieder abgegolten werden; für die Herrenwiese ein Betrag von 525.924 € und für den Bereich in Ennerich aufgerundet 1.050.000 €, ohne weitere Verzinsung. Es müsste eine Summe von über 1,675 Mio. € von der Stadt Runkel aufgebracht werden, um das Gewerbegebiet „Auf dem See“ als Gewerbegebiet auszuweisen. Der Bauausschuss stimmte über die Anträge Beschluss zur Änderung des Flächennutzungsplanes in den Bereichen „Auf dem See“, Gewerbegebiet „Kerkerbach“ in Steeden sowie im Bereich des Gewerbegebietes „Südlich der L 3020“ in Ennerich und den Aufstellungsbeschluss zur Durchführung des Beteiligungsverfahrens ab.

Das Abstimmungsergebnis war: 3 Ja-Stimmen und 3 Nein-Stimmen bei 6 anwesenden Ausschussmitgliedern. Der Bauausschuss kann der Stadtverordnetenversammlung heute, aufgrund von Stimmengleichheit, keinen positiven Beschlussvorschlag unterbreiten. 
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Herr Arnold trägt den Punkt für die CDU-Fraktion vor. Zunächst einmal kritisiert er die Berichterstattung in der Presse. Er erläutert, dass das Gewerbegebiet „Auf dem See“ ein sehr gut angebundenes Gewerbegebiet ist, im Gegensatz zu den beiden anderen Gewerbegebieten.

Es gibt einen Investor für einen Teilbereich des Gebietes und auf absehbarer Zeit fließen für die Stadt Runkel Gewerbeeinnahmen zurück. Die CDU-Fraktion steht diesem Vorhaben positiv gegenüber. Allerdings wird die Stadt Runkel mit 1,65 Mio. € belastet, deren Finanzierung die CDU-Fraktion als nicht gesichert ansieht. Die CDU-Fraktion fragt, wie  dieser Betrag finanziert werden soll. Es ist für die CDU-Fraktion nicht nachvollziehbar, wie ein ehemaliges Deponiegelände und Ackerland mit einem Bodenrichtwert von 1,50 €  bis 

2,00 € durch die Stadt subventioniert und aufgewertet werden soll. 

Die CDU-Fraktion schlägt vor, mit einer Wertabschöpfung zu arbeiten, die sich die Waage mit der Rückgabe der Flächen durch die Stadt hält.  Der Punkt sollte an den Magistrat zurückverwiesen werden, um weitere Verhandlungen aufzunehmen. 

Herr Stadtverordneter Dr. Ruttmann fragt Herrn Stadtverordneten Arnold, was es die Stadt Runkel kosten würde, diese nicht funktionierenden Gewerbegebiete in Ennerich und Kerkerbach funktionsfähig zu machen, oder durchzuplanen, wenn sie Gewerbegebiete bleiben sollten. 

Herr Bauausschussvorsitzende Arnold kann die Kosten nicht benennen. Die Zahlen, die genannt wurden, sind reine Rückkaufszahlen. Wenn die Gewerbegebiete weiter entwickelt werden, kommen zusätzliche Kosten für die Stadt Runkel hinzu. 

Herr Bürgermeister Bender erläutert, als 2001 das Gelände in Ennerich von den Grundstückseigentümern angekauft wurde, betrug der Ackerlandpreis 1,50 € / m². Diese Fläche wurde zu einem Betrag von 15,34 € / m² angekauft. Es gibt bis zum heutigen Tag keine Wertabschöpfung. Bis heute sind für dieses Gewerbegebiet keinerlei Erschließungsmaßnahmen getroffen worden, d.h. das Gelände wird immer noch als Ackerland genutzt. Die Stadt Runkel hat für das Gewerbegebiet Ennerich bis heute keine einzige Bewerbung erhalten. Eine Nahrungsmittelkette hatte damals Interesse, in Ennerich zu bauen. Diese Firma ist zurückgetreten. 

Die verkehrsmäßige Anbindung für das Gebiet „Auf dem See“ ist von großem Vorteil. Das Unternehmen, welches sich dort niederlassen möchte, tätigt sämtliche erforderlichen Erschließungsmaßnahmen auf eigene Kosten. 

Für das Gewerbegebiet in Ennerich dagegen, gibt es keinen Investor, der eigenes Geld investiert, um das dortige Gewerbegebiet zu erschließen. 

Auf die Frage von Herrn Dr. Ruttmann bezüglich der Erschließung antwortet Herr Bürgermeister Bender. Als 2001 das Gelände angekauft wurde, wurde ein Ingenieurbüro beauftragt, die Erschließungsmaßnahmen zu prüfen und anschließend preislich darzulegen. Die Erschließungskosten würden
ca. 1,6 Mio. € betragen. Wenn das komplette Gebiet in Ennerich in der jetzigen Größe mit entsprechender Rundstraße oder Ring ausgebaut würde, wären die Erschließungskosten bei etwas über 3 Mio. €.  Dieser Betrag kann nicht von der Stadt Runkel getragen werden.

Die Stadt Runkel muss das Gewerbegebiet „Herrenwiese“ in Kerkerbach, das seit 1990 zu Buche schlägt, abschreiben. In dieses Gebiet wird sich kein Unternehmen niederlassen. Die Verkehrsanbindung ist zu schlecht. 
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Herr Bürgermeister Bender verliest die beiden Schreiben der Fa. Egenolf, in denen mitgeteilt wird, dass die Planungs- und Erschließungskosten für das Gewerbegebiet „Auf dem See“ von der Firma Egenolf übernommen werden. Die Erschließungsgemeinschaft wird von der Fa. Egenolf gegründet. Alle betroffenen Grundstückseigentümer haben die Möglichkeit, der 
Erschließungsgemeinschaft beizutreten. In dem zweiten Schreiben der Fa. Egenolf wird mitgeteilt, dass die Fa. Egenolf alle der Stadt Runkel entstandenen bisherigen Kosten für die Erschließung des Gewerbegebietes übernehmen werden. 

Herr Bürgermeister Bender kann heute noch nicht sagen, wie die 1,65 Mio. € an die HLG gezahlt werden sollen. Die Stadt Runkel muss Gespräche mit der HLG führen, wie die Rückführung der genannten Gebiete getätigt, und wie die Stadt Runkel von der hohen Summe von 7 Mio. € für Bodenbevorratung herunterkommen soll. Diese Summe wird pro Jahr von der HLG mit einem flexiblen Zins von 4,1 %  verzinst.

Aus diesem Grund bittet Herr Bürgermeister Bender diesem Beschluss zu zustimmen.

Herr Stadtverordneter Dr. Ruttmann bemerkt, dass die Zahlen für sich sprechen. Der Bauausschuss konnte sich nicht für diesen Punkt aussprechen, da die Abstimmung mit
3 Ja-Stimmen und 3-Nein-Stimmen erfolgte. Herr Bauausschussvorsitzender Arnold hat die Erschließung des Gewerbegebietes „Auf dem See“ positiv dargestellt. Herr Dr. Ruttmann erinnert an die Beschreibung von Herrn Marcel Kremer, der die Entlastung des bestehenden Schwerkraftverkehrs an der B 54 beschreibt. Herr Dr. Ruttmann sagt, dass es keine Alternative zu der Erschließung des Gewerbegebietes gibt, da die Stadt Runkel diese Gewerbesteuereinnahmen braucht.

Herr Stadtverordneter Christmann fragt Herrn Bürgermeister Bender, was von dem Zeitungsausschnitt vom Dienstag,  13.04.2010, gehalten werden soll, in dem die Firma MAN dementiert, Interesse an der Ansiedlung in dem geplanten Gewerbegebiet zu haben. 

Herr Bürgermeister Bender antwortet, dass er sich sofort mit Herrn Marcel Kremer in Verbindung gesetzt hat. Die Verhandlungspartner der Fa. MAN sitzen in München. Von dort konnte diese Aussage nicht bestätigt werden. Selbst wenn die Fa. MAN kein Interesse an einer Ansiedlung hat, wird die Fa. Egenolf genügend andere Bewerber gewinnen können. 

Herr Bauausschussvorsitzender Arnold sagt, dass die Fa. Egenolf, die federführend als Investor auftritt, schnellstmöglich das Gewerbegebiet vermarkten möchte. Deshalb ist der Bauausschuss dem Gewerbegebiet „Auf dem See“ gegenüber positiv eingestellt. Die Stadt Runkel hat seinerzeit falsche Beschlüsse gefällt. Bodenbevorratung wurde von der Stadt Runkel vorgenommen, aufgrund von Absichtserklärungen, die nicht zum Tragen kamen. Das hätte vertraglich anders gelöst werden müssen, z.B. durch Konventionalstrafen.

Herr Bauausschussvorsitzender Arnold erklärt, dass sich für das Gewerbegebiet „Auf dem See“ eine Eigentümer-Gemeinschaft zusammenfindet, die Interesse hat, große Geschäfte zu machen. Diese Interessen-Gemeinschaft hat dort bereits in Besitz befindlichen Boden aufgewertet bekommen. Die Belastungen der Bürger der Stadt Runkel sollen auf ein Minimum gesenkt werden.  

Herr Bauausschussvorsitzender Arnold ist der Meinung, dass das Gewerbegebiet „Auf dem See“ sehr lukrativ ist. Es wurden Bodenuntersuchungen unternommen, bei denen teilweise Methangas festgestellt wurde, d.h. die Versorgungsleitungen müssen gasdicht sein, und  dies bedeutet eine finanzielle Mehrbelastung in der Ausführung. Aus diesem Grund ist Herr Arnold der Meinung, dass diese Sache noch verhandelbar ist. 
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Dieser Punkt könnte auch in der Mai- oder Juni-Sitzung der Stadtverordnetenversammlung beschlossen werden. Im Interesse der Stadt sollte nachverhandelt werden.

Herr SPD-Fraktionsvorsitzender Daniel ist der Meinung, dass die Stadt Runkel geschickt mit der Fa. Egenolf verhandeln müsse, um für die Stadt Runkel möglichst viele Vorteile bei den Verhandlungen herauszuarbeiten. Die SPD-Fraktion stimmt dem Aufstellungsbeschluss zu.

Herr Bürgermeister Bender ist der Auffassung, dass nichts dagegen spricht, heute diesen Aufstellungsbeschluss zu fassen. Zeitverlust soll vermieden werden. 

Herr Bauausschussvorsitzender Arnold ist der Meinung, dass die Aufstellungsbeschlüsse rechtliche Konsequenzen haben. Eine Fensterfirma wollte z.B. in einer unseriösen Zeitspanne  in das Gewerbegebiet siedeln. Der Bauausschuss hat darüber abgestimmt, allerdings nicht einstimmig. Planungskosten und Planung müssen jetzt verantwortet werden. Der Aufstellungsbeschluss muss auch verantwortet werden.

Herr Bürgermeister Bender erklärt, dass die Übersicht des Haushalts vor vielen Monaten allen Stadtverordneten zugegangen ist, in der entsprechende Verpflichtungen seitens der HLG und auch entsprechende Rückkaufswerte enthalten waren. 

Herr Stadtverordnetenvorsitzender Rosbach stellt fest, dass ein Antrag der CDU-Fraktion auf Zurückverweisung in den Magistrat vorliegt, mit der Bitte an den Magistrat, bezüglich einer Wertabschöpfung mit der Fa. Egenolf nochmals Kontakt aufzunehmen und entsprechende Verhandlungen zu führen.

Abstimmung: 


12 Ja-Stimmen

13 Nein-Stimmen

Der Antrag der CDU-Fraktion wird mehrheitlich abgelehnt.

Beschluss:
Bauleitplanung der Stadt Runkel

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die Änderung des Flächennutzungsplans in den Bereichen „Auf dem See“ in Dehrn, Gewerbegebiet „Kerkerbach“ in Steeden sowie im Bereich des Gewerbegebietes „Südlich der L 3020“ in Ennerich und Einleitung der Beteiligungsverfahren gemäß § 3 Absatz 1, § 4 Absatz 2 BauGB.

Abstimmung:


16 Ja-Stimmen

9 Nein-Stimmen

Der Antrag wird mehrheitlich angenommen.
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Punkt 10

Bauleitplanung der Stadt Runkel;

Hier:    Aufstellungsbeschluss und Beschluss zur Durchführung der Beteiligungsverfahren 


gemäß § 3 Absatz 1, § 4 Absatz 1 und § 4 Absatz 2 BauGB für den Bereich des


Gewerbegebietes „Auf dem See“ im Stadtteil Dehrn;

Abstimmung:

14 Ja-Stimmen

10 Nein-Stimmen
1 Enthaltung

Der Beschlussvorschlag wird mehrheitlich angenommen.

Punkt 11
Zukünftige Organisationsstruktur des Abwasserverbandes Runkel-Villmar und des Kläranlagenbetriebsverbandes Ems- und Wörsbachtal;

hier:     Der HFA-Vorsitzende, Herr Gebhart, unterbreitet in der Sitzung der 

            Stadtverordnetenversammlung einen Beschlussvorschlag.
Herr Gebhart erläutert, dass der Haupt- und Finanzausschuss sich mit der Thematik befasst hat. Der Geschäftsführer des Kläranlagen-Betriebsverbandes( KBV), Herr Fink, hat das Vorhaben mit allen seinen Auswirkungen ausführlich erläutert. Zur Zeit gibt es den  Kläranlagen-Betriebsverband  (Dachverband) und darunter 5 selbstständige Abwasserverbände mit unterschiedlichen Struktur- und Gesellschaftsformen. Vorschlag für die neue Struktur ist, daraus einen Abwasserverband mit 11 Teilnehmerkommunen zu gründen. Durch die Optimierung der Verbandsstruktur will die Geschäftsführung eine Verbesserung der Arbeitsabläufe und dadurch eine Verbesserung der Kostensituation erreichen. Die Kostenvorteile werden vor allem durch verwaltungstechnische Vereinfachungen entstehen, mit der Möglichkeit zur Bündelung der Finanzierung und einem dadurch ermöglichten besseren Finanzmanagement. Als Gesellschaftsform für den neuen Verband schlägt die Geschäftsführung die öffentlich rechtliche Rechtsform des Wasser- und Bodenverbandes vor.

Das bestehende Abrechnungsmodell soll weitgehend erhalten bleiben. Die allgemeinen Kosten, insbesondere Personalkosten, werden, wie bisher, über die gleichen Verteilungsstufen berechnet. Investitionen werden für jedes Einzugsgebiet ermittelt und nach dem bisher gültigen Schlüssel errechnet. Es wird gewährleistet, dass jede Teilnehmerkommune mit den von ihr verursachten Kosten belastet wird. Eine Verbandsversammlung wird mit 22 Vertretern, jeweils 2 Vertretern pro Teilnehmerkommune und den Verbandsvorstand mit 11 Vertretern, 1 Vertreter pro Teilnehmerkommune, das Stimmrecht geben. Das Stimmrecht der Vertreter soll nach dem Beitragsschlüssel gewichtet werden, wobei festgelegt werden soll, dass das Stimmrecht je Mitgliederkommune nur einheitlich ausgeübt werden kann. Weitere Verfahrensweise wäre, dass bei einem positiven Votum aller Teilnehmerkommunen von der Geschäftsführung des KBV der Zusammenschluss der Verbände vorangetrieben wird. Dann wird eine neue Satzung erstellt, die den einzelnen Kommunen zur Prüfung und Zustimmung vorgelegt wird. Danach muss ein neuer gemeinsamer Wirtschaftsplan aufgestellt werden. Ein Abschluss dieser Arbeiten ist für die zweite Hälfte 2010 angedacht. Der neue Verband soll dann 2011 in Kraft gesetzt werden. 
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Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die zukünftige Organisationsstruktur des Abwasserverbandes Runkel-Villmar und des Kläranlagenbetriebsverbandes Ems- und Wörsbachtal.

Abstimmung:


Einstimmig

Punkt 12
Prüfung der Jahresrechnung für das Haushaltsjahr 2008;

hier:     Herr HFA-Vorsitzender Gebhart unterbreitet hierzu in der Sitzung der

Stadtverordnetenversammlung einen Beschlussvorschlag und berichtet aus der HFA-Sitzung.
Herr HFA-Vorsitzender Gebhart berichtet, dass sich der HFA auftragsgemäß in seiner 25. Sitzung am 25.03.2010 mit dem Schlussbericht und der Jahresrechnung befasst hat. Die Herren Wolf und Schaus von der Verwaltung haben dem Ausschuss mit ergänzenden Informationen und Erläuterungen zur Verfügung gestanden, Herr Gebhart bedankt sich  für die Unterstützung.

Die Haushaltssatzung und der Haushaltsplan 2008 waren am 27.02.2008 von der Stadtverordnetenversammlung beschlossen worden. Am 12.12.2008 wurde die
1. Nachtragssatzung verabschiedet.

 Danach schloss der Haushaltsplan 2008 im Verwaltungshaushalt mit 18.167.553,- € und im 

Vermögenshaushalt mit 4.271.400,- €, jeweils in Einnahmen und Ausgaben ausgeglichen ab. Eine Kreditaufnahme ist in 2008 nicht erfolgt.

Es wurden Verpflichtungsermächtigungen in Höhe von 590.000,- € festgesetzt.
Die Steuersätze entsprachen den Vorgaben des § 12 Finanzausgleichsgesetz und lagen in etwa beim Kreisdurchschnitt. 

Der Schlussbericht stellt fest, dass Rücklagen in ausreichender Höhe gebildet worden sind, die Rücklagen haben am 31.12.2008 3,3 Mio € betragen. 

Weiterhin wurde festgestellt, dass den gesetzlichen Bestimmungen der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) und der Gemeindekassenverordnung (GemKVO) entsprochen worden ist.

Der Schlussbericht befasst sich auch mit der Resteverwaltung:

a) Die Kasseneinnahmereste betragen 174.798,89 € im Verwaltungshaushalt und
17.504,32 € im Vermögenshaushalt.

Im Jahr 2008 wurden 168.744,55 € von den Kasseneinnahmeresten des Verwaltungshaushaltes abgesetzt.

b) Die Haushaltseinnahmereste betragen 996.000,00 €
c) Haushaltsausgabereste von 29.366,75 € sind im Verwaltungshaushalt sowie von 4.431.041,59 € im Vermögenshaushalt abgebildet, wobei 1.632.513,64 € aus Vorjahren übernommen wurden. Diese Haushaltsausgabereste sind um 200.000 € höher, als der veranschlagte Vermögenshaushalt 2008!
Die Bemerkungen zu dem Anordnungs- und Belegwesen stützen sich auf stichprobenweise vorgenommene Überprüfungen. Diese Bemerkungen führten zu geringfügigen Beanstandungen, die von der Verwaltung erläutert und klargestellt werden konnten.
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Natürlich enthält auch dieser Bericht einen Hinweis auf unzureichende Gebührenkalkulationen bei verschiedenen wirtschaftlichen Einrichtungen. Diese Hinweise tauchen immer wieder auf und werden dem HFA auch in Zukunft immer wieder beschäftigen.

Am Schluss des Berichtes befindet sich eine Zusammenstellung von Vermögen, Schulden und Rücklagen der Stadt Runkel zum 31.12.2008.

Vermögen 42.816.691 €

Rücklagen 3.342.590 €

Schulden 9.009.397 €

Bei 9.674 Einwohnern errechnet sich hieraus eine Pro-Kopf-Verschuldung von 931 €.

Darüber hinaus weist der Abwasserverband Runkel-Villmar anteilige Schulden der Stadt Runkel von 7.186.244 €, der Wasserverband Georg-Joseph von 665.288 € aus. 

Hieraus errechnet sich ein Gesamtschuldenstand von 16.860.929 € (Pro-Kopf-Verschuldung 1.743 €).

Gemäß § 113 HGO ist dieser Schlussbericht der Stadtverordnetenversammlung zur Beratung und Beschlussfassung vorzulegen.

Die Stadtverordnetenversammlung hat über die Jahresrechnung 2008 zu beschließen und über die Entlastung des Magistrats zu entscheiden.

Der Schlussbericht enthält alle Feststellungen, die für eine Entscheidung über die Entlastung gemäß § 114 HGO von Bedeutung sind.

Der HFA schlägt der Stadtverordnetenversammlung vor, die Jahresrechnung 2008 zu beschließen und dem Magistrat Entlastung zu erteilen.

 Der Vorschlag wurde vom HFA einstimmig beschlossen.
Beschluss: Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die Jahresrechnung für das 

       Haushaltsjahr 2008 und erteilt dem Magistrat Entlastung.
Abstimmung:


Einstimmig
Punkt 13
Genehmigung der Niederschrift vom 03.03.2010 

Herr Stadtverordneter Rosbach bemerkt, dass die Niederschrift vom 10.03.2010 in der nächsten Sitzung der Stadtverordnetenversammlung vorgelegt wird.
Herr Stadtverordneter Burggraf von der Bürgerliste meldet zu der Niederschrift vom 03.03.2010 zu den Punkten 1, 3, 6, 8 Absatz 3, Ergänzungen bzw. notwendige Berichtigungen an.
Die Niederschrift vom 03.03.2010 wird in der Stadtverordnetenversammlung nicht beschlossen.
Punkt 14
Mitteilung des Magistrats

1) Herr Bürgermeister Bender teilt mit, dass von dem ASV eine Erörterung eingegangen ist betreffend einer Errichtung einer Fußgängerschutzanlage im Bereich Kreuzung Heerstraße an der Haupstraße Richtung Steeden. Kosten für diese Maßnahmen werden vom ASV übernommen. Diese Fußgängerschutzanlage soll installiert werden.
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2) Herr Bürgermeister Bender sagt, dass ein weiterer positiver Punkt die Freigabe der neuen K 5 21 am Montag, 19.04.2010 in Dehrn ist.

3) Herr Bürgermeister Bender teilt mit, dass das Hess. Baumanagement mit Schreiben vom 07.04.10 mitgeteilt hat, dass der DWD eine Windmessstelle in Ennerich, Hof Wernersruh, Gemarkung Runkel, Flur 6, Flurstück 56 errichtet. Herr Bürgermeister Bender verliest das Schreiben. Der Deutsche Wetterdienst plant innerhalb der o.g. Liegenschaft des bereits vorhandenen Messfeldes als Nachfolgemaßnahme die Errichtung einer zusätzlichen Windmessstelle. 
Die Stadt Runkel beantragt parallel dazu eine naturschutzrechtliche Eingriffs- und Ausgleichsgenehmigung nach dem hessischen Naturschutzgesetz bei der Unteren Naturschutzbehörde in Limburg. 
4) Herr Bürgermeister Bender teilt weiterhin mit, dass die Stadt Runkel für die Neugestaltung des Sportplatzes in Runkel Zuschüsse vom Kreis Limburg-Weilburg in Höhe von 100.000,-- € erhalten hat. Gleichzeitig ist eine Zusage des Landes Hessen, unterschrieben von Innenminister Volker Bouffier, für einen Zuschuss in gleicher Höhe eingegangen.
5) Herr Bürgermeister Bender teilt mit, dass in dem Protokoll der letzten Ortsbeiratssitzung des Stadtteiles Eschenau unter Punkt 6 geschrieben steht, dass der Ortsbeirat Eschenau und die Eschenauer Bürger enttäuscht darüber sind, dass der Bürgermeister der Stadt Runkel keine Grabrede bei der Beerdigung des Ehrenbürgers Lothar Eller gehalten hat. Als letztes Dankeschön und in Anerkennung seiner Leistung wäre das gerechtfertigt gewesen.
Herr Bürgermeister Bender erklärt, dass laut Satzung aus dem Jahr 2008, für Ehrenbürger eine Kranzspende oder ein Geldbarwert bezahlt wird. Eine Kranzspende bedeutet eine Kranzniederlegung ohne Worte. Eine Grabrede ist lediglich für einen hauptamtlichen Bürgermeister oder einen ehrenamtlichen Bürgermeister vorgesehen.
Das ist die einzige Ausnahme, die eine Grabrede vorsieht. Herr Bürgermeister Bender sagt, dass er sich ganz streng an die Richtlinien hält. Herr Ortsbeiratsvorsitzender Belz hätte die Pflicht gehabt, die  Ortsbeiratsmitglieder über die Satzung aus dem Jahr 2008 zu informieren.
Herr Ortsbeiratsvorsitzender Belz erklärt, dass der Ortsbeirat und die Bürger aus Eschenau über die  vom Magistrat beschlossene Satzung von 2008 informiert wurden, aber die Bürger und der Ortsbeirat anderer Meinung sind.

Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach ist der Auffassung, dieses Thema hätte außerhalb der Sitzung in einem Vieraugengespräch geklärt werden müssen. 

Nachdem keine weiteren Fragen vorliegen, teilt Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach mit, dass am 26.05.2010 die nächste Stadtverordnetenversammlung stattfindet und schließt um 21.20 Uhr die Sitzung.

(Rosbach)                                                           (Butzbach)

Stadtverordnetenvorsteher                                 Schriftführerin










